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Die Stadt Paderborn muss für den Kauf des Orga-Komplexes mehr
bezahlen, als sie ursprünglich mit dem Immobilienfonds vereinbart
hatte.  Foto: Jörn Hannemann

Leserbriefe

richten Sie per Post bitte an die
Adresse:

WESTFÄLISCHES VOLKSBLATT
Senefelderstraße 13
33100 Paderborn

Per E-Mail erreichen Sie die
Redaktion unter:

redaktion@
westfaelisches-volksblatt.de

(Die E-Mail muss den Absen-
dernamen und die vollständige
Anschrift enthalten)

Leserbriefe stellen keine re-
daktionellen Meinungsäuße-
rungen dar; sie werden aus Zu-
schriften, die an das WESTFÄ-
LISCHE VOLKSBLATT gerichtet
sind, ausgewählt und geben die
persönlichen Ansichten ihres
Verfassers wieder. Die Redak-
tion behält sich Kürzungen vor.

Bürgerwille ist nicht gefragt
Windkrafturteil ist auch für die Demokratie selbst gefährlich 

Kritisch mit dem Verwaltungs-
gerichts-Urteil zur Windenergie 
setzt sich dieser Leser auseinan-
der.

Vor etwa 20 Jahren wurde von
der Gemeinde Borchen der Flä-
chennutzungsplan »Wind« erstellt
und im guten Glauben für die
Menschen in Etteln mit einer Hö-
henbegrenzung von 100 Metern
erwirkt. Der Plan wurde vom da-
maligen Rat mit großer Mehrheit
getragen und weder von der Be-
zirksregierung, noch vom Kreis
beanstandet. Nachdem das Ver-
waltungsgericht in Minden den
Flächennutzungsplan »Wind«
nunmehr aufgehoben und somit
den Weg für Riesenwindräder
auch in Borchen geebnet hat, be-
steht innerhalb verschiedener
Gruppierungen und Parteien Un-
einigkeit über das weitere Vorge-
hen. Der Dialog ist geprägt von
gegenseitigen Schuldzuweisungen
und einer unsachlichen Argumen-
tation. Dieses freut nicht zuletzt
die Investoren der Windanlagen.

 Meines Erachtens haben weder
der jetzige Bürgermeister, noch
der Gemeinderat das Dilemma zu
verantworten. Sämtliche Schuld-
zuweisungen sind hier folglich
unangebracht und nicht zielfüh-
rend!

Die vom Gemeinderat im Sinne

wie beispielsweise einer Grund-
schule, einem Kindergarten,
einem Arzt, einer Bank und vielen
Einzelhandelsunternehmen. Die-
ses ist für kleinere Ortsteile keine
Selbstverständlichkeit, sondern
dem großen Engagement der Be-
völkerung zu verdanken und stellt
somit den Verdienst einer intak-
ten Dorfgemeinschaft dar. Dieses
Engagement und letztlich auch
der Bürgerwille wurden nun von
dem Verwaltungsgericht in Min-
den im Sinne des Gesetzgebers
mit einem einzigen Federstrich in
Frage gestellt. 

 Der Gesetzgeber hätte aus mei-
ner Sicht bei der Windenergie
Leitplanken und Regeln einziehen
müssen, so dass im Kreis Pader-
born kein Wildwuchs von Wind-
rädern hätte entstehen können.
Die Errichtung der Windräder
während der vergangenen Jahre
ohne durchdachte Regularien
brachte große Beeinträchtigungen
für Mensch und Tier mit sich. 

Etteln ist landschaftlich ein
schöner Ort, mit sieben Seitentä-
lern, Streuobstwiesen und ökolo-
gisch wertvollen Landschaften.
Um den Ort wachsen zu lassen,
haben wir hier jahrelang versucht
Bauland zu erschließen. Das wur-
de dann mit Vertretern der Be-
zirksregierung vor Ort erörtert.
Die Aussage der Bezirksregierung

vor der Energiewende war, dass in
dieser ökologisch wertvollen
Landschaft mit schutzwürdigen
Lebewesen keine Genehmigung
zum Erschließen weiteren Baulan-
des erteilt werden darf. Ein paar
Jahre später – bezogen auf die Er-
richtung von Windriesen auf den-
selben Ländereien – findet diese
Argumentation nun keine Anwen-
dung mehr. Es dürfen Windanla-
gen erbaut werden, mit bis zu 220
Meter Narbenhöhe und roter Be-
leuchtung während der Nacht.
Dieser Entscheidungsprozess ist
weder für mich, noch für meine
Mitbürger nachvollziehbar und
wirkt willkürlich. 

 Das Wählerspektrum blickt
grundsätzlich skeptischer auf das
politische System. Die meisten Be-
wohner sehen sich als große Ver-
lierer und sagen: »Unser Wille,
unsere Meinung und der Be-
schluss des Rates in Borchen ist
überhaupt nicht gefragt.« Dies
führt nicht zuletzt zur großer
Frustration und einer emotional
aufgeladenen Stimmung im Ort.
Die jahrelang gepflegte, gute Dorf-
gemeinschaft ist dahin. Die Bür-
ger haben immer weniger Ver-
trauen in ihre Politiker und das ist
für unsere Demokratie sehr ge-
fährlich. 

FRIEDHELM RUSTEMEIER
Etteln

Das Thema Windkraftenergie heizt die Stimmung in Borchen auf. In-
zwischen hängen Plakate in der Gemeinde aus, die den Missmut der

Menschen sichtbar machen. Ein Leser sieht die Bewohner als »große
Verlierer« des Verwaltungsgerichts-Urteils.  Foto: Besim Mazhiqi

Brauchen erneuerbare
Energie und die Natur

Zur Entscheidung des VG Minden

Zur Entscheidung des Verwal-
tungsgerichtes, den Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Borchen 
zu kippen.

Bürgerversammlungen, Stel-
lungnahme zum Teilflächennut-
zungsplan von Nachbarkommu-
nen, der Hinweis auf »planerische
Spielräume« und das Beste zum
Schluss: Das Verwaltungsgericht
kippt auf Klage eines Windener-
gieerzeugers mit Hinweis auf
»Formfehler« einen mehr als zehn
Jahre alten Flächennutzungsplan
der Gemeinde Borchen – mit den
Folgen, dass kurz nach der Veröf-
fentlichung dieses Rechtsstreiter-
gebnisses neue Windkraftanlagen
für das Streitgebiet beantragt
werden. Es reicht!

Schildbürgerpolitik und Förde-
rung von Rechtsunsicherheit zu-
gunsten der politisch gewünsch-
ten »erneuerbaren« Energiewen-
de? Bei der nur die Investoren
über EEG-Umlagen, Steuern (19
Prozent), Netznutzungsabrech-
nungen (drei Posten), Konzes-
sionsabgaben, KWK-Umlagen,
Umlage für abschaltbare Lasten,
Offshore-Haftungsumlage, Umla-
ge nach Paragraf 19 StromNEV
verdienen? Und jetzt diese Kritik
an der Bad Lippspringer Wind-
energie. Zu nah an Paderborner
Ortsteilen, die schon von den Ent-
scheidungsträgern in Paderborn
als Windkraft-Konzentrationsflä-
che ausgewiesen worden sind.

Auch die Gemeinde Borchen
und der Ortsteil Dörenhagen sind
betroffen. Hier haben die Anwoh-
ner einen sehr guten Blick auf die
Paderborner Windriesen! Die
Dahler sollten sich mal nicht so
aufregen: Sie sehen kein einziges
Windrad, wenn sie im Ortskern

stehen! Doch genug mit diesen
immer absurder werdenden
gegenseitigen Schuldzuweisun-
gen. Wir brauchen die erneuerba-
re Energie, da wir in Zukunft
einen noch größeren Bedarf an
Strom durch E-Autos haben wer-
den. Wir brauchen aber auch Na-
turlandschaften, die diesen Be-
griff verdienen. Wir brauchen
Bürger, die dafür Sorge tragen,
dass weder das Eine noch das An-
dere zu kurz kommt. Wir brau-
chen keine Diskussionen zu egois-
tischen Zwecken: wie Gewinnop-
timierung und die Anderen die
Last tragen lassen. Ich werfe zwei
Vorschläge in den Ring, die die
Entscheidungsträger verwerten
sollen. Erstens: Jeder Entschei-
dungsbefugter, oder alle, die mit-
reden wollen, sollten mal nachts
die B64 von Bad Driburg und die
68 Richtung Lichtenau befahren.
Rufen Sie nicht die Polizei an, weil
sie denken, dass dort ein riesiges
Ufo landet. Nein, das sind Windrä-
der, alle höher als 100 Meter.
Zweitens: Alle privaten Haushalte
in Sichtweite der Windenergiean-
lagen bezahlen den halben Strom-
preis. Finanziert werden kann das
von den EEG-Umlagen, sodass die
Windenenergieerzeuger keinen
Verlust ihrer Gewinnspanne hin-
nehmen müssen! Dieser zweite
Vorschlag liegt der Kreisverwal-
tung vor. Doch die ist wahrschein-
lich nicht zuständig – und die Ent-
scheidungsträger in den Rathäu-
sern müssen sich ja mit Stellung-
nahmen zum Teilflächennut-
zungsplan und Bürgerversamm-
lungen herumschlagen. Ach ja,
ehe ich es vergesse: Ist nicht 2017
ein Wahljahr?

CORDULA GERINGSWALD
Dörenhagen

Wie ist das im
Rechtsstaat möglich?

Borchens ungültiger Flächennutzungsplan

Über die Entscheidung des Ver-
waltungsgerichtes Minden, den 
Flächennutzungsplan der Ge-
meinde Borchen für ungültig zu 
erklären.

Am 11. Oktober war zu lesen,
dass der Flächennutzungsplan der
Gemeinde Borchen vom Verwal-
tungsgericht Minden »gekippt«,
»in Gänze« für ungültig erklärt
worden ist. Eine Berufung gegen
das Urteil lasse das Gericht Min-
den nicht zu. Am 27. Oktober war
zu lesen, dass die Gemeinde Bor-
chen das Urteil des VG Minden
anfechten und gegen die Aufhe-
bung des Flächennutzungsplanes
in Berufung gehen werde. »Das
Gericht habe den Flächennut-

zungsplan aus formalen, nicht
aber aus inhaltlichen Gründen ge-
kippt«, hieß es in dem Artikel. Die
Bürger können nur fassungslos
konstatieren: Wie ist so etwas in
einem Rechtsstaat möglich? For-
male Fehler wiegen offensichtlich
mehr als die berechtigten Belange
einer Vielzahl be- und getroffener
Bürger? Letztlich zählt Profit, Gier
vor Wohlergehen und Bewahrung
unersetzlicher Lebensräume. Es
bleibt nur noch zu hoffen, dass die
Vernunft schlussendlich obsiegt
und sich nicht noch mehr Bürger
entsetzt von diesem Staat abwen-
den oder bislang ungeliebten Par-
teien zuströmen!

Dr. HANS-WALTER KRANNICH
Hülsede

der Bürger getroffenen Beschlüsse
zu dem Thema finden bei den
übergeordneten politischen Ins-
tanzen und Gerichten keinerlei
Beachtung mehr. Das Kommunal-
gesetz besagt, der Gemeinde ob-
liegt die Planungshoheit. Die ak-
tuelle Situation zeigt, dass diese
Aussage kritisch hinterfragt wer-
den darf und in der Realität
scheinbar nicht gelebt wird. Denn
wenn nun im Rat von diversen
Parteien gefordert wird eine neue
Planung anzugehen, um den ver-

schiedenen Interessen gerecht zu
werden, frage ich: Hat der jetzige
Rat sich nicht bereits mit großer
Mehrheit gegen die Riesenwind-
räder ausgesprochen? Haben sich
nicht auch mehr als 700 Mitbürger
aus Etteln mit ihrer Unterschrift
dagegen ausgesprochen?

Was macht das Gerangel mit
den Bürgern in einem Ortsteil wie
Etteln? Etteln ist ein Ort mit einer
intakten Infrastruktur und einer
umfassenden Grundversorgung

___
Über Jahre wird Bauland
in Etteln nicht geneh-
migt, Windriesen sind 
auf den gleichen Lände-
reien plötzlich möglich.

Reine Abzocke
Über den nun teurer werden-

den Kauf des Orga-Gebäude für 
die Unterbringung der Paderbor-
ner Stadtverwaltung schreibt die-
ser Leser.

Als Steuerzahler dieser Stadt
reibt man sich beim Lesen des Ar-
tikels verwundert die Augen. In
der dort beschriebenen Angele-
genheit treffen Vertreter eines
professionellen Immobilienfonds
auf politische Vertreter einer
Großstadt und »endverhandeln«
einen Kaufvertrag. Alle Beteilig-
ten, insbesondere die städtischen
Verhandlungsführer, aber auch
die involvierten Ratsmitglieder
sollten gewusst haben, dass das
Eigentum von Immobilien nur mit
notarieller Beurkundung durch
einen Notar rechtsverbindlich
übergehen kann. Vielleicht hat der
Name des Verkäufers »Fairvesta«
die städtischen Vertreter irritiert,
ihnen Seriosität suggeriert und sie

so glauben lassen, dass ein Hand-
werkerhandschlag die notwendige
Sicherheit bietet. Leider sind die-
se Zeiten in weiten Kreisen der Fi-
nanzwelt längst vorüber. 

Will man solchen gewieften und
mit allen Wassern gewaschenen
Finanzprofis zur Vermeidung von
Überraschungen – hier Nachbes-
serungen – auf Augenhöhe begeg-
nen, lässt man sich entweder
selbst von entsprechend beschla-
genen Beratern begleiten oder
einfach ein dem Verhandlungs-
ergebnis entsprechendes notariel-
les Kaufangebot vorlegen, über
das man dann den Rat der Stadt
endgültig abstimmen lässt. Da-
nach ist dieses bei positivem Be-
scheid durch die Ratsvertreter nur
noch von der Käuferin, der Stadt
Paderborn, anzunehmen. Ein
sachlicher Grund für die nach-
trägliche Erhöhung des Kaufprei-
ses ist nicht zu erkennen; insofern
ist von reiner Abzocke auszuge-

hen. Es ist auch wenig glaubhaft,
dass sich ein professioneller Im-
mobilienfonds schlichtweg vertan
hat. Es sieht eher so aus, als wenn
man die weiche Stelle städtischer
Befindlichkeiten gefunden und
ausgenutzt hätte; jedenfalls wird
man bei »Fairvesta« ob des zu er-
wartenden Erfolgs schon mal den
Champagner kalt stellen.

Aber vielleicht findet sich ja
doch noch eine Mehrheit städti-
scher Vertreter, die den Mut auf-
bringt, den Spieß umzudrehen
und einfach mal »Nein« zu sagen.
Schließlich gibt es auch noch an-
dere Standorte, die eine erneute,
wenn auch wieder aufwendige
Prüfung wert sind, bevor man sich
sehenden Auges dem Diktat eines
Immobilienverkäufers beugt,
denn der Umgang mit Steuergel-
dern beinhaltet auch eine zu be-
achtende Treuepflicht.

HANS SCHUMACHER,
Paderborn

Immobilienfonds findet bei Orga-Verkauf weiche Stelle der Stadt


